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Ist ein Gemeindewechsel zumutbar? 
PRAXISBEISPIEL   Eine Familie wohnt in einer zu teuren Wohnung und lehnt den Umzug in eine 
günstigere Wohnung ab. Unter welchen Voraussetzungen übernimmt die Sozialhilfe die überhöhten 
Wohnkosten? 
 

 

Familie M. wohnt mit zwei Kindern (12- 
und 14-jährig) seit zehn Jahren in einer 
4-Zimmer-Wohnung. Mit der Aussicht 
auf eine schwierige finanzielle Zukunft 
konfrontiert, informiert sich Herr M. 
beim zuständigen Sozialdienst über 
den Bezug von Sozialhilfe. Herr M. wird 
aufgefordert, umgehend nach einer 
günstigeren Wohnung zu suchen, da 
seine Wohnung 300 Franken über den 
Richtlinien der Gemeinde liegt. Fünf 
Monate später beantragt die Familie 
Sozialhilfe. Die Familie wohnt zu die-
sem Zeitpunkt weiterhin in ihrer Woh-
nung und kann keine Bemühungen zur 
Wohnungssuche nachweisen: Es gebe 
keine entsprechend günstige Woh-
nung im Ort. Wegen der Kinder und der 
sozialen Verwurzelung will die Familie 
lieber den Anteil von 300 Franken 
selbst übernehmen, anstatt die Woh-
nung zu wechseln. 
 

→ FRAGEN 
• Ab welchem Zeitpunkt ist eine An-

passung gemäss den ortsüblichen 
Richtlinien gestattet?  

• Berechtigt die Ablehnung der wei-
teren Wohnungssuche zu einer so-
fortigen Reduktion der anrechen-
baren Wohnkosten? 

• Kann ein Umzug in eine andere Ge-
meinde zugemutet werden? 

• Handelt es sich um eine Zweckent-
fremdung der Sozialhilfe, wenn die 
Familie mit gekürztem Budget 

langfristig in ihrer teuren Wohnung 
bleibt? 

→ GRUNDLAGEN 
Von unterstützten Personen wird er-
wartet, dass sie in günstigem Wohn-
raum leben. Kinder haben nicht grund-
sätzlich Anspruch auf je ein eigenes 
Zimmer. Anzurechnen sind die Wohn-
kosten nach den örtlichen Verhältnis-
sen inklusive der mietrechtlich aner-
kannten Nebenkosten. Überhöhte 
Wohnkosten sind so lange zu überneh-
men, bis eine zumutbare günstigere 
Lösung zur Verfügung steht. Kündi-
gungsbedingungen sind in der Regel zu 
berücksichtigen (SKOS-Richtlinien 
C.4.1).  

Bezieht eine unterstützungsbe-
dürftige Person trotz Kenntnis der sozi-
alhilferechtlichen Richtlinien der Ge-
meinde eine zu teure Wohnung, han-
delt sie gegen Treu und Glauben und 
verdient keinen Schutz. Sofern nicht 
der Nachweis einer erfolglosen Suche 
vorliegt, ist eine umgehende Berück-
sichtigung des Mietzinses gemäss orts-
üblichen Richtlinien möglich. 

Der Bezug wirtschaftlicher Sozial-
hilfe kann mit Weisungen verbunden 
werden, so auch mit der Auflage, eine 
günstigere Wohnung zu suchen und in 
eine solche umzuziehen. Im Einzelfall 
ist zu berücksichtigen, ob der Umzug 
angesichts des Alters, der Gesundheit, 
der Grösse und Zusammensetzung der 
Familie sowie der sozialen Integration 
und Verwurzelung zumutbar und sinn-
voll ist. Lässt sich in der Wohnge-
meinde trotz angemessener Mietzins-
richtlinien keine günstigere Wohnung 
finden und ist ein entsprechendes An-
gebot in anderen Gemeinden vorhan-
den, kann erwartet werden, dass die 
Wohnungssuche über den bisherigen 
Wohnort hinaus ausgedehnt wird. 
 

→ ANTWORT 
Gemäss SKOS-Richtlinien sind Wohn-
kosten zu übernehmen, sofern diese in 
einem ortsüblichen Rahmen liegen. 
Überhöhte Wohnkosten sind hingegen 
so lange zu übernehmen, bis eine zu-
mutbare günstigere Lösung zur Verfü-
gung steht. Bestimmungen im Mietver-
trag (Kündigungstermine) sind zu be-
rücksichtigen. Auch wenn Herr M. be-
reits zu Beginn der Unterstützung die 
Wohnungssuche ablehnt, kann erst 
zum nächsten ordentlichen Kündi-
gungstermin der Ansatz für die Wohn-
kosten auf die maximal zulässige orts-
übliche Mietzinslimite reduziert wer-
den. Die Verpflichtung zur Suche einer 
günstigeren Wohnung und die Konse-
quenzen bei Nichterfüllung dieser Auf-
lage sind im Unterstützungsbeschluss 
ausdrücklich zu erwähnen. 

Der Umzug in eine andere Ge-
meinde ist zumutbar. Die Kinder besu-
chen die Oberstufe, sind gesund und 
wie ihre Eltern in der Lage, auch von ei-
nem Nachbarort aus ihre sozialen Be-
ziehungen aufrechtzuerhalten. Dar-
über hinaus liegen keine Hinweise auf 
eine ausserordentliche Situation vor, 
die für die Beibehaltung des Wohnorts 
sprechen. 

Da der durch die Familie zu über-
nehmende Wohnkostenanteil den 
kürzbaren Umfang des GBL nicht über-
steigt, ist die Einschränkung für die Fa-
milie umsetzbar. Der Grundbedarf ge-
währt eine Dispositionsfreiheit. Des-
halb kann nicht von einer Zweckent-
fremdung gesprochen werden. 
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In dieser Rubrik werden exemplarische Fragen 
beantwortet und publiziert, die der SKOS im 
Rahmen ihrer Beratungsangebote gestellt wer-
den. 
Weitere Informationen unter skos.ch → 
Beratung für Institutionen. 


